
 
Politische Gemeinde Hausen am Albis 
 
 

 
 
 

Einladung zu den 
Gemeindeversammlungen 
 
Die Stimmberechtigten der Gemeinde Hausen am Albis werden auf 
 
Dienstag, 29. November 2016,  

 

19.30 Uhr Reformierte Kirchgemeinde 

 

20.00 Uhr Politische Gemeinde 

 

in den Gemeindesaal im Schulhaus Weid, Hausen a.A., 

 

zur Behandlung der folgenden Anträge mit anschliessendem Apéro eingeladen: 

 
Reformierte Kirchgemeinde: 

1. Projekt- und Kreditantrag: Revision und Instandstellung der Kirchenorgel 
2. Genehmigung des Voranschlages für das Jahr 2017 und Festsetzung des Steuersatzes auf  

14 % 
3. Informationen der Kirchenpflege: KirchgemeindePlus (keine Beschlussfassung) 
 
Politische Gemeinde: 

1. Genehmigung des Voranschlages 2017 und Festsetzung des Steuerfusses auf 90 % 
2. Verzicht auf eine Neubewertung des Verwaltungsvermögens im Übergang zu HRM2 (Eröff-

nungsbilanz vom 1. Januar 2019) 
3. Bewilligung eines Kredites von Fr. 1‘485‘000 für die Umgestaltung des Postplatzes 
4. Genehmigung der Bauabrechnung für das Projekt „Vollenweid, Wasserleitung- und Strassen-

sanierung“, mit Gesamtkosten von Fr. 586‘763.05 
5. Austritt aus dem Zweckverband Sozialdienst Bezirk Affoltern auf den 31.12.2017 
 
Die Anträge liegen den Stimmberechtigten mit den dazugehörenden Akten im Gemeindehaus 
Hausen am Albis, Zugerstrasse 10, Einwohnerkontrolle (1. Obergeschoss, links), ab Mittwoch,  
9. November 2016, zur Einsicht auf. Die Anträge der Kirchgemeinde können auch im Kirchensek-
retariat eingesehen werden. Die Anträge der Politischen Gemeinde sind überdies auf deren Websi-
te abrufbar: www.hausen.ch. 
 
Die Stimmberechtigten können die detaillierten Einladungsbroschüren bestellen, indem Sie sich 
bei der Gemeindekanzlei (Tel. 044 764 80 20 oder E-Mail: danja.gfeller@hausen.zh.ch einmalig 
anmelden.  
 
Hausen a.A., 8. November 2016  Die Gemeindevorsteherschaften 

http://www.hausen.ch/
mailto:danja.gfeller@hausen.zh.ch
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Reformierte Kirchgemeinde Hausen a.A. 
 
 
1. Projekt- und Kreditantrag: Revision und Instandstellung Kirchenorgel 

 

 

Antrag der reformierten Kirchenpflege zuhanden der Kirchgemeindeversammlung vom  
29. November 2016: 

Die reformierte Kirchgemeindeversammlung beschliesst: 
1. Dem Projekt „Revision und Instandstellung Kirchenorgel“ wird zugestimmt. 

2. Für die Ausführung des Projekts wird ein Bruttokredit von Fr. 72'000 (inkl. Mehrwertsteuer) 
bewilligt. 

3. Die Kreditsumme erhöht sich allenfalls um die teuerungsbedingten Mehrkosten zwischen der 
Aufstellung des Kostenvoranschlags und der Bauausführung. 

Ausgangslage 
Die Orgel der reformierten Kirche in Hausen wurde, gleichzeitig mit der Innen und Aussen-
Sanierung der Kirche im Jahr 1968 gebaut. Die Orgel besitzt eine mechanische Traktur sowie eine 
elektropneumatische Registratur. Die 20 Register sind auf zwei Manuale und Pedale verteilt. Die 
Orgel wurde das letzte Mal 1998 revidiert. Eine Orgel sollte alle 12-15 Jahre revidiert und komplett 
gereinigt werden. Eine allgemeine Revision und Reinigung einer Orgel ist sehr aufwändig.  

Eine bespielbare Orgel stellt neben ihrem eigentlichen Zweck als Hauptkirchenmusikinstrument ein 
kulturelles Gut dar, welchem Sorge getragen werden muss. Die Kirchgemeinde hat die Verantwor-
tung, dieses Kulturgut zu pflegen.  

Weisung 
Im Rahmen einer allgemeinen Revision und Reinigung werden u.a. folgende Arbeiten ausgeführt. 
Die Orgel wird in ihre Einzelteile zerlegt und jedes Einzelteil wird gereinigt. Besondere Aufmerk-
samkeit gilt dem Schädlingsbefall der Holzteile. Beim Pfeifenwerk, das aus Metall- und Holzpfeifen 
besteht, werden defekte Lötnähte und offenen Fugen in Stand gesetzt. Der Motor, Ventilator und 
die Drosselklappen der Windanlage werden revidiert. Sämtliche mechanischen Teile sowie alle 
Dichtungen, Leder- und Stoffgarnituren werden geprüft und bei Bedarf ersetzt. Aufgrund der kom-
pletten Zerlegung der Orgel ist nach dem Zusammenbau, eine aufwändige Stimmung des Instru-
ments nötig. 

Neben den allgemeinen Revisions- und Reinigungsarbeiten wurde bei der fachkundigen Überprü-
fung der Orgel folgende Schäden oder Mängel entdeckt, welche aus Sicht der Werthaltung und 
Benutzbarkeit der Orgel behoben werden müssen: 

• Etliche Pfeifenfüsse sind aufgrund von ihrem Eigengewicht eingesunken und weisen sichtbare 
Verformungen auf. 

• Der Laufboden (innerhalb der Orgel) ist aufgrund von Rissen instabil und birgt ein Sicherheitsri-
siko. 

• Ein Register ist nutzlos, da es praktisch die gleiche Intonation wie ein zweites Register besitzt. 

• Das provisorische Notenpult genügt den Anforderungen nicht. 

• Die nicht höhenverstellbare Orgelbank, erweist sich bei wechselnden Organisten als problema-
tisch 

• Es wird eine eingebaute Pedalheizung benötigt. 
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Kostenzusammenstellung 
 
Arbeiten Kredit  

(inkl. MWST) 
Allgemeine Reinigung und Revision Fr.   46'500  
Instandstellung Pfeifenfüsse Fr.   7'900  
Instandstellung Laufboden Fr.   4'600  
Intonationsänderungen Fr.   1'900  
Notenpult Fr.   3'800  
Orgelbank Fr.   3'000  
Pedalheizung Fr.   800  
Sub Total Fr.   68'500  
Reserve Fr.   3'500  
Total Fr.  72'000 
 
 
Hausen am Albis, 13. September 2016 
Reformierte Kirchenpflege Hausen am Albis 
 
Jürg Billeter       Roland Suter 
Präsident      Aktuar 
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Reformierte Kirchgemeinde Hausen a.A. 
 
 
2. Genehmigung des Voranschlages 2017 und Festsetzung des erforderlichen  

Steuersatzes auf 14% 
 
 
 
Antrag der reformierten Kirchenpflege zuhanden der Kirchgemeindeversammlung vom 29.11.2016: 
 
Die reformierte Kirchgemeindeversammlung beschliesst: 
Der vorgelegte Voranschlag 2017 der reformierten Kirchgemeinde wird genehmigt und der Steuer-
fuss auf 14% festgelegt. 

Übersicht 
Bei einem vorgesehenen Aufwand von Fr. 489'300 und einem Ertrag von 498'600 resultiert ein 
Ertragsüberschuss von Fr. 9'300. Dies bei einem Steuerfuss von 14% (unverändert gegenüber 
2016). Die Investitionsrechnung zeigt Ausgaben von Fr. 85'000; diese Summe entspricht den Net-
toinvestitionen. Dies ergibt einen Finanzierungsfehlbetrag von Fr. 16'500. 

Erläuterungen 
Der Voranschlag 2017 ist gegenüber der Jahresrechnung 2015 geprägt durch einen erhöhten 
Sachaufwand, höhere ordentlichen Abschreibungen sowie markant höheren Eigenen Beiträgen, 
welche aufgrund dem Zentralkassenbeitrag zu Stande kommen.  

Der Sachaufwand steigt insbesondere aufgrund des Projekts KirchgemeindePlus und im Bereich 
Mobiliar/Unterhalt, wo nötige Anschaffungen und Unterhaltsarbeiten fällig sind.  

Der mutmassliche Steuerertrag 100% steigt erfreulicherweise mit Fr. 2'900'000 gegenüber dem 
Voranschlag 2016 um markante Fr. 300'000 an. Mit dem bei 14% belassenen Steuersatz ergibt 
sich so gegenüber dem Voranschlag 2016 Fr. 42’000 mehr ordentlicher Steuerertrag aus dem 
Rechnungsjahr. Aufgrund dem ausserordentlich guten Steuerertrag im 2015 steigt der Zentralkas-
senbeitrag, der auf den Steuereinnahmen vom Vorjahr kalkuliert wird, markant auf Fr. 111'000 an, 
was eine Zunahme von 18'000 gegenüber 2016 bedeutet. 

Nach Abschluss der Sanierung des Kirchturms steigen die ordentlichen Abschreibungskosten so-
wie die Passivzinsen aufgrund der Verzinsung des Darlehens gegenüber 2015 stark an. Ebenfalls 
belastet die für 2017 geplante Revision der Kirchenorgel die ordentlichen Abschreibungen mit  
Fr. 7'200.  
 
Hausen am Albis, 14. September 2016 
Reformierte Kirchenpflege Hausen am Albis 
 
Jürg Billeter       Roland Sutter 
Präsident      Aktuar 
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Politische Gemeinde 
 
 

1. Genehmigung des Voranschlages für das Jahr 2017  
 und Festsetzung des Steuerfusses auf 90% 

 
Antrag des Gemeinderates zuhanden der Gemeindeversammlung vom 29. November 2016: 
 
 
Die Gemeindeversammlung beschliesst: 
 
1. Der Voranschlag 2017 der Politischen Gemeinde Hausen am Albis wird genehmigt. 

2. Der Steuerfuss wird auf 90% festgesetzt. 

 
Übersicht 
 
Der Voranschlag 2017 sieht einen Aufwandüberschuss von Fr. 163‘200 vor. Das Budget basiert 
auf einem Steuerfuss von 90% (Vorjahr 90%) bei einem Steuerertrag (100%) von Fr. 7‘944‘444 
und einem Grundsteuereingang von Fr. 1‘600‘000. Der Gesamtaufwand liegt bei rund Fr. 20.3 
Mio. 
 
Die Nettoinvestitionen im Verwaltungsvermögen betragen für das Budgetjahr  
Fr. 3‘477‘000  (Vorjahr Fr. 2‘968‘300). Davon fallen Fr. 772‘000 auf die gebührenfinanzierten Be-
reiche. 
 
Es resultiert ein Finanzierungsfehlbetrag ll von Fr. 2‘240‘600. Es handelt sich bei diesem Betrag 
um die Investitionsausgaben im Verwaltungsvermögen und dem Finanzvermögen. 
 
 
Kommentar zum Voranschlag 2017 
 
Bei der Ausarbeitung des Voranschlages 2017 wurde wiederum eine restriktive Ausgabenpolitik 
verfolgt. Berücksichtigt wurde dabei die Finanzplanung 2016 bis 2020, welche einen erhöhten In-
vestitionsbedarf aufzeigt. Wo immer möglich, ist der Aufwand aus dem Budget 2016 als Zielvorga-
be verwendet worden. Mit der Einführung von HRM2 auf den 1. Januar 2019 ist die Politische Ge-
meinde Hausen am Albis verpflichtet, eine Anlagebuchhaltung mit linearer Abschreibung zu füh-
ren. Da die Gemeinde für HRM2 kein Restatement plant, wurden im Voranschlag 2017 zusätzliche 
Abschreibungen im Verwaltungsvermögen in der Höhe von CHF 63’800 budgetiert.  
 
In den beeinflussbaren Bereichen, wie Personalaufwand und Sachaufwand, wurde zurückhaltend, 
jedoch realistisch budgetiert. In diversen Bereichen erhöht sich der Sachaufwand durch höhere 
Unterhaltskosten.  
 
Bei den Aufwendungen begründen im Bereich Bildung die gestiegenen Kosten bei der Sonder-
schulung den Mehraufwand. Weiter sind im Bereich Gesundheit die Ausgaben in der Pflegefinan-
zierung (stationär und ambulant) für die Kostensteigerung verantwortlich. Bei der sozialen Wohl-
fahrt ist der ansteigende Aufwand für die Asylbewerberbetreuung, bei der sozialen Wohlfahrt Übri-
ges sind die höheren Beiträge an den Sozialzweckverband massgebend. Die zu leistenden Be-
triebs- und Defizitbeiträge an Zweckverbände und Institutionen sind nur indirekt beeinflussbar und 
zum Teil fallabhängig. 
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Bei den Erträgen wird mit höheren Grundstückgewinnsteuern, ordentlichen Steuern und Steuern 
aus früheren Jahren gerechnet. Der kantonale Finanzausgleich fällt hingegen markant tiefer aus. 
Dieser wird aus der Differenz der eigenen Steuerkraft und dem kantonalen Mittel aus dem Rech-
nungsjahr 2015 berechnet. 
 
Die Laufende Rechnung schliesst bei Fr. 20‘250‘200 Aufwand und Fr. 20‘087‘000 Ertrag mit ei-
nem Aufwandüberschuss von Fr. 163‘200 ab.  
 
Das etwas bessere Ergebnis im Budget 2017 im Vergleich zum Vorjahr beruht im Wesentlichen 
auf Mehreinnahmen bei den Steuererträgen, wobei der Gesamtaufwand insbesondere durch die 
höheren Abschreibungen und die hohen Betriebs- und Defizitbeiträge angestiegen ist. 
 
Die Investitionsrechnung im Verwaltungsvermögen ergibt bei Ausgaben von  
Fr. 4‘644‘000 und Einnahmen von Fr. 1‘167‘000 Nettoinvestitionen von Fr. 3‘477‘000. Die Netto-
investitionen begründen sich aus Investitionen in den steuerfinanzierten Bereichen von  
Fr. 2‘705‘000 und Investitionen in den Gebührenhaushalten (Wasser/Abwasser/Abfall) von  
Fr. 772‘000.  
 
Beim Finanzvermögen sind Investitionen von Fr. 50‘000 für die Sanierung des Campingplatzes 
Türlen geplant. 
 
Es resultiert ein Finanzierungsfehlbetrag II von Fr. 2‘240‘600. Dieser kann durch die immer noch 
hohe Liquidität im Gemeindehaushalt gedeckt werden und sollte im 2017 nicht zu einer Neuver-
schuldung führen. 
 
Die Einzelheiten und die Begründungen zu grösseren Abweichungen gegenüber der Vorperiode 
können den Tabellen zum Voranschlag 2017 im Anhang entnommen werden.  
 
 
 
Interner Zins 
 
Mit dem Voranschlag 2017 ist durch den Gemeinderat gleichzeitig der interne Verrechnungszins 
festzulegen. Dieser richtet sich nach dem Mittelwert der langfristigen Darlehen und wird auf einen 
Zins von 1.6% bei den Aktiven und 0.0% bei den Passiven festgesetzt.  
 
Der Voranschlag 2017 ist der Gemeindeversammlung vom 29. November 2016 zur Beschlussfas-
sung vorzulegen. 
 
Der Gemeinderat hat den Voranschlag 2017 an seiner Sitzung vom 27. September 2016 geneh-
migt. Er beantragt den Stimmberechtigten diese Anträge ebenfalls zu genehmigen. 
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Politische Gemeinde 
 
 
2. Verzicht auf eine Neubewertung des Verwaltungsvermögens im Übergang zu HRM2  
 (Eröffnungsbilanz vom 1. Januar 2019) 
 
Antrag des Gemeinderates zuhanden der Gemeindeversammlung vom 29. November 2016: 
 
 
Die Gemeindeversammlung beschliesst: 
 
 
Das Verwaltungsvermögen der Politischen Gemeinde Hausen am Albis wird im Übergang zu 
HRM2 für die Eingangsbilanz vom 1. Januar 2019 nicht neu bewertet. 

 
Übersicht 
 
Ein Jahr nach Inkrafttreten des neuen Gemeindegesetzes müssen die Gemeinden ihr Rech-
nungswesen auf das neue Harmonisierte Rechnungslegungsmodell HRM2 umstellen (per 
1.1.2019). Auf diesen Zeitpunkt hin müsste grundsätzlich das Verwaltungsvermögen neu bewertet 
werden (Restatement). Die Gemeinden haben allerdings die Möglichkeit, auf diese Neubewer-
tung zu verzichten.  
 
Der Gemeinderat hält eine Neubewertung für nicht zweckmässig. Anlagen, die nach bisheriger 
Rechnungslegung (HRM1) korrekt abgeschrieben wurden, sollen nicht wieder aufgewertet wer-
den. Auf eine Neubwertung (Restatement) soll verzichtet werden. 
 
 
Übergang zu HRM2 
Ein Jahr nach Inkrafttreten des neuen Gemeindegesetzes (am 1. Januar 2018) müssen alle zür-
cherischen Gemeinden ihr Rechnungswesen per 1. Januar 2019 vom heutigen HRM1 auf das 
neue Harmonisierte Rechnungslegungsmodell HRM2 umstellen. Zu den wesentlichen Änderungen 
von HRM2 gehört, dass das Verwaltungsvermögen neu liniear über die Nutzungsdauer abge-
schrieben wird. Heute wird es mit 10% bzw. 20% des Restbuchwertes degressiv abgeschrieben. 

Neubewertung des Verwaltungsvermögens 
Für die Eingangsbilanz bei Einführung von HRM2 sieht das neue Gemeindegesetz vor, dass das 
vorhandene Verwaltungsvermögen einzelnen Anlagen zugewiesenen wird, damit es entsprechend 
der Restnutzungsdauer linear abgeschrieben werden kann. Dazu ist ein sogenanntes Restatement 
zu erstellen. 

Das neue Gesetz gibt den Gemeinden allerdings die Möglichkeit, auf diese Neubewertung 
(Restatement) zu verzichten (§ 179 Abs. 2 nGG). Gemäss § 49 Abs. 1 der neuen kantonalen Ge-
meindeverordnung hält das Budgetorgan in einem Beschluss fest, ob das Verwaltungsvermögen 
für die Eingangsbilanz neu bewertet wird oder nicht.  

Eine im Hinblick auf die Eingangsbilanz 2019 erstellte Schätzung zeigt, dass der Restbuchwert für 
den steuerfinanzierten Haushalt Ende 2018 rund 11.4 Mio. Franken betragen wird. Eine Aufwer-
tung des Verwaltungsvermögens würde einen Wert per 1. Januar 2019 von rund 20.3 Mio. Fran-
ken ergeben. Die Differenz von rund 8.9 Mio. Franken würde als Aufwertungsgewinn dem Eigen-
kapital zugeschlagen. In der Folge müsste der höhere Wert von rund 20.3 Mio. Franken über die 
Restnutzungsdauer linear abgeschrieben werden. Es müsste mit jährlichen Abschreibungen von 
insgesamt rund 1.3 Mio. Franken gerechnet werden. Wird das Verwaltungsvermögen Ende 2018 
ohne Aufwertung in die Eingangsbilanz 2019 übernommen, so müssten nur die verbleibenden 
11.4 Mio. Franken über die Restnutzungsdauer abgeschrieben werden.  



9 

Die jährlichen Abschreibungen betragen damit rund 0.7 Mio. Franken. Damit könnte der Finanz-
haushalt für die kommenden Jahre deutlich entlastet werden. 

 

Verzicht auf die Neubewertung 
Der Gemeinderat erachtet es im Grundsatz als nicht zweckmässig, wenn Verwaltungsvermögen, 
das im Rahmen des bisherigen HRM1 korrekt abgeschrieben worden ist, nun wieder aufgewertet 
wird. Zudem könnte eine Aufwertung und damit die Zunahme des Eigenkapitals um 8.9 Mio. Fran-
ken dazu verleiten, die auch künftig dringend notwendigen Sparanstrengungen zu vernachlässi-
gen. 

Ein weiteres Argument gegen die Aufwertung ist, dass wenn die Gemeindeversammlung als 
Budgetorgan jetzt den Verzicht auf die Aufwertung des Verwaltungsvermögens beschliesst, im 
Voranschlag 2018 wiederum die Möglichkeit besteht, zusätzliche Abschreibungen zu budgetieren. 
Damit könnte das Verwaltungsvermögen im Hinblick auf HRM2 weiter reduziert werden. Wieweit 
zusätzliche Abschreibungen im Voranschlag 2018 möglich sein werden, wird sich zeigen.  

Als Argument für die Neubewertung wird angeführt, dass damit der effektive Wert des vorhande-
nen Verwaltungsvermögens gezeigt wird. Sogenannte "Stille Reserven" wären damit praktisch 
keine mehr vorhanden. Auch können damit eher gleichbleibende Abschreibungen erreicht werden. 
Modellrechnungen zeigen auf, dass die Unterschiede mit oder ohne Aufwertung des Verwaltungs-
vermögens in der Höhe der Abschreibungen bzw. dem Restbuchwert ungefähr im Jahr 2050 aus-
geglichen sein werden. Der Verzicht auf die Neubewertung des Verwaltungsvermögens gemäss 
HRM2 ist der Gemeindeversammlung vom 29. November 2016 zur Beschlussfassung vorzulegen.  

Der Gemeinderat hat den Verzicht auf Neubewertung des Verwaltungsvermögens gemäss HRM2 
an seiner Sitzung vom 27. September 2016 genehmigt. Er beantragt den Stimmberechtigten die-
sen Antrag ebenfalls zu genehmigen. 
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Politische Gemeinde 
 
 

3. Bewilligung eines Kredites von Fr. 1‘485‘000 für die Umgestaltung  
 des Postplatzes 

 
 
Antrag des Gemeinderats zuhanden der Gemeindeversammlung vom 29. November 2016: 
 
Die Gemeindeversammlung beschliesst: 
 
1. Dem Projekt Postplatz Hausen (Nr. 2013.006) wird zugestimmt. 
2. Für die Ausführung des Projektes wird ein Bruttokredit von Fr. 1‘485‘000.-- (inkl. Mehrwertsteu-

er) mit einer Genauigkeit von -/+ 10% bewilligt. 
3. Die Kreditsumme erhöht sich allenfalls um teuerungsbedingte Mehrkosten zwischen der Aus-

führung des Kostenvoranschlags und der Bauausführung. 
 
 
Bericht des Gemeinderats 
 
 
Unter der Federführung der Volkwirtschaftsdirektion des Kantons Zürich sind verschiedene Gestal-
tungskonzepte (Albis- und Zugerstrasse und Postplatz) geprüft und teilweise mit den betroffenen 
Landeigentümern abgesprochen worden.  
Anhand der Rahmenbedingungen haben die Tiefbaukommission (TBK) und der Gemeinderat (GR) 
die Bestvariante festgelegt und auf diesen Grundlagen wurde die Projektierung des Postplatzes 
bearbeitet. 
 
Am 15. März 2016 wurde von den Planern Suter•von Känel•Wild•AG (skw) und snz Ingenieure und 
Planer AG das Bauprojekt mit der Kostenschätzung unter einer Genauigkeit von +/- 10% an die 
Gemeinde Hausen am Albis übergeben. 
Der Kostenvoranschlag von skw und snz vom 15. März 2016 wurde anhand der neusten Erkennt-
nisse, Schnittstellen und den Landerwerbsverhandlungen überarbeitet und angepasst. 
 
Das Bauprojekt wurde gemäss §13 und §16 des Strassengesetzes (StrG) der Bevölkerung zur 
Stellungnahme unterbreitet. Innert der Auflagefrist vom 21. März 2016 bis  
20. April 2016 gingen von 2 Einwenderinnen insgesamt 19 Einwendungen ein. Mit der Projektfest-
setzung und der Stellungnahmen zu den Einwendungen durch den GR (GRB 24. Mai 2016) konnte 
die Projektierung abgeschlossen werden. 
Die Hauptziele, die mit dem Projekt verfolgt werden, sind: 
 
• Werterhaltung des Platzes 
• Verbesserung der Verkehrssicherheit 
• Realisierung einer Begegnungszone (Mischverkehrsfläche) 
• Ausbau Bushof mit drei behindertengerechten Busanlegekanten 
• Landerwerb für Busbetrieb und Dienstbarkeiten für Parkierung und Betrieb des Platzes 
 
 
 
 
Weisung 
 
Der Postplatz Hausen am Albis ist ein wichtiger Mittelpunkt des Dorfes. Er dient als Busbahnhof für 
diverse Buslinien und als Erschliessung der angrenzenden Liegenschaften inklusive des Wohn-
quartiers Törlenmatt. 
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Technische Details aus dem Projekt: 
 
Ausstattung Bushof: 
 
Die technische Ausstattung des Bushofs wurde in Zusammenarbeit mit der Postauto Zürich AG 
konzipiert. Dabei handelt es sich um folgende Infrastrukturelemente: 

• 3 behindertengerechte Buskanten 
• Eine Fahrplanstele pro Buskante 
• DFI-Anzeige (dynamische Fahrgastinformation/digitale Anzeige der Abfahrtzeiten) 
• Warteraum / Fahrgastunterstand 
• Befahrbarkeit mit Gelenkbus Centroliner (L= 18.75 m, v= 10-15 km/h) 
• Sichtweiten 

 
Werkleitungen und Beleuchtung: 
 

• Entwässerung: Für die Platzentwässerung muss eine neue Sammelleitung PE Ø 200 
mm erstellt werden, die an den Mischwasserkanal in der Rifferswilerstrasse angeschlossen 
werden soll. Die notwendigen Strasseneinläufe für die Platzentwässerung sind im Werklei-
tungsplan dargestellt. 

• Elektro: Im Rahmen der Neugestaltung des Postplatzes wurde in Zusammenarbeit mit 
dem EKZ ein Elektro- und Beleuchtungskonzept ausgearbeitet. Das Konzept beinhaltet 
Kandelaber entlang der Kantonstrasse, Beleuchtung Postplatz, Rohrleitungstrasse für die 
Wartehalle und DFI-Anzeige sowie Leerrohre zu den Haltestelleninseln für allfällige spätere 
Haltestellenausrüstungen. 

• Beleuchtung: Die Beleuchtungskandelaber (Standardtypen) entlang der Kantonsstrasse 
(Albis-/Rifferswilerstrasse) orientieren sich an den Vorgaben des Kantons Zürich und sind 
im Ausführungsprojekt mit der Instandstellung der Kantonsstrasse (BGK) zu koordinieren. 
Zur Beleuchtung des Postplatzes werden 4m hohe Einzel- sowie Doppelleuchten des Typs 
BEGA 731 (Farbe: Anthrazit) gewählt. Die genaue Platzierung und die Anzahl Leuchten 
werden mit dem Ausführungsprojekt in Absprache mit der EKZ definitiv festgelegt. 
 

 
Gestaltung und Materialisierung: 
 

• Materialisierung: Der Platz soll von Fassade zu Fassade einheitlich in Erscheinung tre-
ten. Demzufolge werden alle Vorbereiche und Fahrbahnen mit demselben Belag versehen. 
Dieser Belag umfasst die Betonplatte in der Mitte des Platzes. Der Platz deckt einerseits 
einen Grossteil der durch die Busse stark beanspruchten Flächen mit Betonbelag ab und 
andererseits wird der Platz optimal durch Schwarzbelagsflächen eingefasst.  

• Gestaltung/Möblierung: Die bestehenden Bäume können teilweise erhalten bleiben – 
dazu werden sie während dem Bau geschützt. Gemäss dem vorliegenden Bauprojekt sind 
insgesamt 28 Veloabstellplätze auf dem Postplatz vorgesehen. Davon kommen 16 Veloab-
stellplätze im Bereich des Neubaus Albisstrasse 3 zu stehen. Für die Sitzbänke ist das be-
währte Modell BURRI 02 (Farbe: Anthrazit) vorgesehen. Der bestehende, freistehende 
Schaukasten wird an die Gebäudefassade montiert. Um die Durchgangsbreite entlang der 
Bushaltekante sicherzustellen, ist der Brunnen zu verschieben. Die Wasserzuleitung und 
die Ableitung sind auf den neuen Brunnenstandort anzupassen. 

• Landerwerb und Servitute: Um die neuen Bushaltekanten zu realisieren erwirbt die Ge-
meinde Land von den Grundeigentümern. Die neue Grenze wird entlang der ersten Bushal-
tekante verlaufen. Daraus resultiert eine zu erwerbende Fläche von ca. 156 m2.   
Im Kauf- und Dienstbarkeitsvertrag werden die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien 
Pensionskasse der Zürcher Kantonalbank und Post Immobilien AG mit der Politischen Ge-
meinde Hausen am Albis geregelt.  
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Der Kostenvoranschlag von skw und snz vom 15. März 2016 wurde anhand der neusten Erkennt-
nisse, Schnittstellen und den Landerwerbsverhandlungen überarbeitet und angepasst. 
 
Die Kostenzusammenstellung präsentiert sich wie folgt (in Franken): 
 
Arbeitsgattung Kredit 

Baukosten 734‘000.00 
Verschiedenes, Dritte 307‘000.00 
Projekt-, Bauleitung, Technische Arbeiten 237‘000.00 
Gesamtkosten exkl. MwSt. 1‘278‘000.00 
MWSt 8% 102‘000.00 
Landerwerb (ohne MWSt) 105‘000.00 
Total Projektkosten inkl. 8 %  MwSt. 1‘485‘000.00 
 
Die Projektkosten sind in den Budgets 2015 - 2017 mit Fr. 1‘485'000.-- ausgewiesen.  
Die Realisierung des Projekts Nr. 2013.006 „Postplatz Hausen“ ist von Frühling  
bis Herbst 2017 vorgesehen. 
 
 

Die Unterlagen zum Projekt liegen den Stimmberechtigten im Gemeindehaus Hausen am Albis, 
Zugerstrasse 10, Einwohnerkontrolle, zur Einsicht auf. 
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Politische Gemeinde 
 
 

4. Genehmigung der Bauabrechnung für das Projekt „Vollenweid, Wasserleitung 
   und Strassensanierung“, mit Gesamtkosten von Fr. 586‘763.05 

 
 
Antrag des Gemeinderats zuhanden der Gemeindeversammlung vom 29. November 2016: 
 
 
Die Gemeindeversammlung beschliesst: 
 
Die Bauabrechnung für das Projekt „Vollenweid / Wasserleitung- und Strassensanierung“  
(2011.002), mit Gesamtkosten von Fr. 586‘763.05 (inkl. Mehrwertsteuer). wird genehmigt. 
 
 
Bericht des Gemeinderats: 
 
 
Übersicht 
Die Gemeindeversammlung bewilligte am 3. Dezember 2014 einen Bruttokredit von Fr. 700‘000.— 
für das Projekt „Vollenweid / Wasserleitung- und Strassensanierung“ (2011.002). Die Arbeiten 
wurden im Jahr 2015 ausgeführt. Die Baukostenabrechnung schliesst mit Fr. 586‘763.05 inkl. 
MwSt. gut 16.2 % tiefer als erwartet ab. Die Differenz zwischen dem Voranschlag und der effekti-
ven Bauabrechnung begründet sich durch günstigere Arbeitsvergabe der Baumeisterarbeiten und 
damit, dass aufgrund der Projektanpassung durch die Gemeindeversammlung kein Landerwerb 
nötig wurde. Zudem legte die Gemeindeversammlung die maximale Strassenbreite in den Planab-
schnitten A bis B auf 4.00 m fest. Zusätzlich wurde auf zwei geplante Kandelaber (Strassenbe-
leuchtung) verzichtet. 
 
 
 
Weisung 
 
Die Bauabrechnung präsentiert sich wie folgt: 
 

Arbeitsgattung 
Kredit Abrechnung Mehr- / Minderkosten 

Fr. Fr. Fr. % 

Strassenbau 370‘500.00 317‘709.20 -52‘790.80 -14.2 
Wasserleitungsbau 329.500.00 269‘053.85 -60‘446.15 -18.3 
Total Projektkosten 
inkl. 8 %  MwSt. 700'000.00 586‘763.05 -113‘236.95 -16.2 

 
 
Die Minderkosten begründen sich wie folgt: 
 
Strassenbau 
Landerwerb: Minderkosten von CHF 24‘500.- exkl. MwSt.→ Projektanpassung (GVB) 
Bauarbeiten: Minderkosten von CHF 10‘125.80 exkl. MwSt. → Projektanpassung  
Honorare: Mehrkosten von CHF 5‘831.55 exkl. MwSt. → Projektanpassung (GVB) 

und Orientierungsversammlung 
Unvorhergesehenes: Minderkosten von CHF 19‘276.35 exkl. MwSt. → Es traten nur wenige 

unvorhergesehene Ereignisse auf. 
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Wasserleitungsbau 
 
Bauarbeiten: Minderkosten von CHF 16‘211.90 exkl. MwSt.→ Günstige Vergabe und 

optimale Arbeitskoordination 
Honorare: Mehrkosten von CHF 1‘163.20 exkl. MwSt. → Projektanpassung (GVB) 

und diverse Zusatzaufwendungen 
Unvorhergesehenes: Minderkosten von CHF 19‘276.35 exkl. MwSt. → Es traten nur wenige 

unvorhergesehene Ereignisse auf. 
 
 
Das Projekt konnte mit einer ansehnlichen Kostenunterschreitung realisiert werden. Die Abrech-
nung gibt zu keinen weiteren Bemerkungen Anlass. 
 
Der Aufwand wurde in der Investitionsrechnung der Jahre 2014 bis 2016  unter den Konten Nrn.  
1620.501036 und 1701.501080 verbucht. 
 
Die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger werden eingeladen, die vorstehende Bauabrechnung zu 
genehmigen. 
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Politische Gemeinde 
 
 

5. Austritt aus dem Zweckverband Sozialdienst Bezirk Affoltern  
 auf den 31.12.2017 
 
 

Antrag des Gemeinderates zuhanden der Gemeindeversammlung vom 29. November 2016: 
 
 
 
Die Gemeindeversammlung beschliesst: 
 
Die Gemeinde Hausen am Albis erklärt den Austritt aus dem Zweckverband Sozialdienst 
Bezirk Affoltern auf den 31.12.2017. 
 
 
 
 
Bericht des Gemeinderates 

1. Die Vorlage in Kürze 
Der heutige Zweckverband Sozialdienst mit KESB entspricht nicht mehr den heutigen Absichten 
und Bedürfnissen der Gemeinden. Für KESB werden die 14 Gemeinden weiterhin mit einer ge-
meinsamen Gesellschaft zusammenarbeiten, per 1.1.2018 ist dies in einer interkommunalen An-
stalt vorgesehen. 

Dazu kündigen die 10 Gemeinden, welche noch dem Zweckbereich Sozialdienst des Zweckver-
bandes angehören, ihre diesbezügliche Mitgliedschaft per 31.12.2017. Der Vorstand des Zweck-
verbandes hat beschlossen, gemäss Art. 46 der Statuten, die Kündigungsfrist von den regulären 
zwei Jahren auf ein Jahr zu reduzieren. Damit sind alle 14 Gemeinden per 31.12.2017 aus dem 
Zweckbereich Sozialdienst ausgetreten. 

Die anschliessende Gründung der interkommunalen Anstalt Sozialdienst ist im beleuchtenden Be-
richt «Gründung der interkommunalen Anstalt IKA Sozialdienst» dokumentiert. 
 
Der heutige Sozialdienst und die KESB 
Der heutige Sozialdienst wurde 1965 als Zweckverband der 14 Ämtler Gemeinden etabliert. Hin-
tergrund war die Überzeugung, dass die einzelnen Gemeinden zu klein sind, um diese Aufgaben 
selbständig zu erfüllen und dass man gemeinsam eine wirkungsstarke Organisation im Dienste der 
Schwächeren unserer Gesellschaft etablieren kann. 

Mit der Einführung des Kinds- und Erwachsenenschutzrechtes (KESR) hat der Regierungsrat be-
stimmt, dass die 14 Gemeinden des Knonauer Amtes einen Behördenkreis für eine gemeinsame 
Kinds- und Erwachsenschutzbehörde (KESB) bilden sollen. Im Jahre 2013 wurden deshalb die 
Statuten des Zweckverbandes ergänzt und die KESB Bezirk Affoltern aufgebaut. 

Im gleichen Jahr hat die Gemeinde Affoltern am Albis ihre Mitgliedschaft im Zweckverband per 
31.12.2015 gekündigt. Dies betraf aber nur den Sozialdienst, weil bezüglich KESB alle 14 Ge-
meinden eine gemeinsame Behörde bilden müssen. In der Folge wurde im Zweckverband Sozial-
dienst das Projekt Konsens 2016 lanciert mit dem Ziel, durch Modularisierung des Leistungsange-
bots auf unterschiedliche Bedürfnisse der Gemeinden eingehen zu können. Die damit verbunden 
gewesene Statutenrevision konnte aber nicht befriedigen, weil bezüglich Stimmrecht oder Haftung 
die unterschiedlichen Beteiligungen der Gemeinden nicht berücksichtigt werden konnten. Der 
Zweckverband hat deshalb die für die Gemeindeversammlungen vom Dezember 2015 vorgesehe-
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ne Statutenrevision zurückgezogen, zumal im Herbst 2015 klar wurde, dass auch die Gemeinden 
Bonstetten, Stallikon und Wettswil am Albis (Unteramt) ihre Mitgliedschaft im Zweckbereich Sozi-
aldienst kündigen würden. Im Oktober 2015 stellte sich deshalb die Frage «Wie weiter?» 

 

2. Gemeinsame Vorgehensweise im Amt 
Die Analyse der aktuellen Situation des Zweckverbands Sozialdienst ergab, dass für die unter-
schiedlichen Interessen der einzelnen Ämtler Gemeinden neue Lösungen erforderlich sind. Insbe-
sondere zeigte sich, dass eine organisatorische Trennung der von regierungsrätlichen Vorgaben 
geprägten KESB mit allen 14 Gemeinden und dem Sozialdienst mit Wahlfreiheit der Gemeinden 
erforderlich ist. Es zeichnete sich somit ab, dass zwei organisatorische Einheiten erforderlich wer-
den. Bei der künftigen Einheit für den Sozialdienst sollte zusätzlich die Möglichkeit einer vollen 
Mitgliedschaft im Sinne der Trägergemeinde oder eine Zusammenarbeit mit Gemeinden, die nur 
einzelne Dienstleistungen beanspruchen wollen, geschaffen werden. 

Die Umsetzung dieser Grobkonzeption erforderte viel Detailarbeit, weshalb das Projekt «Soziales 
Netzwerk Knonaueramt» SoNeK initialisiert wurde. Das Projekt wurde bewusst als Projekt der 
Gemeinden (und nicht des Zweckverbandes) aufgesetzt, um die Einbindung der Gemeinden zu 
gewährleisten. Das Projekt würde durch eine Steuergruppe mit je einem Mitglied aus allen 14 Ge-
meinden gesteuert und mit einer Projektgruppe, zusammengesetzt aus Gemeindevertretern und 
dem operativen Leiter des heutigen Zweckverbandes, vorangetrieben. 

 

3. Künftige Gewährleistung des Sozialdienstes und der KESB durch Interkommunale An-
stalten 

Im Frühjahr 2016 war die Konzeption abgeschlossen. Die wesentlichen Elemente sind: 
• Ab 1.1.2018 stehen zwei Organisationen für den Sozialdienst (SD) und die KESB zur Verfü-

gung. Statt des Zweckverbandes wird die andere mögliche öffentlich-rechtliche Gesellschafts-
form, nämlich die interkommunale Anstalt (IKA) verwendet (vgl. Beleuchtender Bericht zur 
Gründung der interkommunalen Anstalt IKA Sozialdienst). 

• Die IKA SD bietet die fünf Standarddienstleistungen Berufsbeistandschaften, Sozial- und Wirt-
schaftshilfe, Persönliche Hilfe, Suchtberatung sowie Asyl- und Migrationswesen an. Zudem 
können weitere Dienstleistungen angeboten werden. 

• Die Trägergemeinden der IKA SD beziehen alle Standarddienstleistungen, weitere Gemeinden 
können einzelne Dienstleistungen in Anspruch nehmen. 

• Die Verrechnung der Dienstleistungen an die Gemeinden erfolgt nach Fallzahlen, welche nach 
Aufwand gewichtet sind. 

Diese Konzeption wurde anschliessend den Gemeinden zur Vernehmlassung unterbreitet. Bezüg-
lich KESB sind alle Gemeinden einverstanden. Bei der IKA SD wollen die 9 Gemeinden Aeugst 
a.A., Hausen a. A., Hedingen, Knonau, Maschwanden, Mettmenstetten, Obfelden, Ottenbach und 
Rifferswil mitmachen. Affoltern am Albis will die Sozialdienstleistungen selbständig erbringen und 
auch Kappel am Albis via Anschlussvertrag bedienen. Die Gemeinden Bonstetten, Stallikon und 
Wettswil bauen eine eigene Sozial- und Wirtschaftshilfe auf und wollen die übrigen Dienste von der 
IKA SD beziehen. 

Die neue Konzeption von SD und KESB wird den unterschiedlichen Absichten der Gemeinden 
gerecht und bietet damit eine tragfähige Lösung für die Zukunft  
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Erforderliche Schritte für die Umsetzung 
In einem ersten Schritt kündigen die 10 Gemeinden, welche noch dem Zweckbereich Sozialdienst 
des Zweckverbandes angehören, ihre diesbezügliche Mitgliedschaft per 31.12.2017. Der Vorstand 
des Zweckverbandes hat beschlossen, gemäss Art. 46 der Statuten, die Kündigungsfrist von den 
regulären zwei Jahren auf ein Jahr zu reduzieren. Damit sind alle 14 Gemeinden per 31.12.2017 
aus dem Zweckbereich Sozialdienst ausgetreten. 

Im zweiten Schritt handeln die Gemeinden wie folgt: 
• Die oben erwähnten 9 Gemeinden gründen per 1.1.2018 gemeinsam die Interkommunale An-

stalt Sozialdienst (IKA SD) durch Zustimmung zum Gründungsvertrag an der Urne am 12. Feb-
ruar 2016. Damit die Gründung der IKA SD zustande kommt, braucht es keine Einstimmigkeit 
dieser 9 Gemeinden, aber es sind Zustimmungen aus so vielen Gemeinden erforderlich, dass 
die repräsentierte Einwohnerzahl 20'000 erreicht bzw. übersteigt. 

• Die Gemeinden Bonstetten, Stallikon und Wettswil bauen per 1.1.2018 ihre eigene Sozial- und 
Wirtschaftshilfe auf und schliessen Vereinbarungen mit der IKA SD über den Bezug weiterer 
Dienstleistungen ab. 

• Die Gemeinde Affoltern am Albis betreibt weiterhin ihren eigenen Sozialdienst. 
• Kappel am Albis schliesst mit Affoltern am Albis einen Anschlussvertrag zum Bezug der SD-

Dienstleistungen ab 1.1.2018 ab. 

Im dritten Schritt wird über die künftige KESB-Organisation entschieden. Der Zweckverband, der 
per 31.12.2017 nur noch KESB-Dienstleistungen umfasst, soll auch in eine interkommunale Anstalt 
IKA KESB umgewandelt werden. Es ist vorgesehen, dass alle 14 Gemeinden am 21. Mai 2017 an 
der Urne über die Auflösung des Zweckverbandes per 31.12.2017 und die Überführung in eine 
interkommunale Anstalt befinden. 

4. Beurteilung und Empfehlung 
Die intensive Arbeit im Projekt SoNeK mit Einbezug aller Gemeinden hat klar gezeigt, dass die 
teils unterschiedlichen Absichten der Gemeinden am besten durch die Überführung des bisherigen 
Zweckverbandes in zwei interkommunale Anstalten Sozialdienst und KESB abgedeckt werden 
können. 

Im ersten Schritt kündigen die 10 Gemeinden mit noch fester Mitgliedschaft im Zweckbereich So-
zialdienst diese Mitgliedschaft per 31.12.2017. Die weiteren Schritte ergeben sich aus obigen Aus-
führungen. 

Der Gemeinderat empfiehlt der Gemeindeversammlung Zustimmung zu dieser Kündigung, um den 
Weg frei zu machen für eine zukunftsorientierte Organisation von Sozialdienst und KESB im 
Knonauer Amt. 
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Abschiede der 
Rechnungsprüfungskommission 
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Reformierte Kirchgemeinde Hausen a.A. 
 
 
 
1. Genehmigung des Voranschlages 2017 und Festsetzung des erforderlichen  

Steuersatzes auf 14% 
 
 
Antrag der Rechnungsprüfungskommission der ref. Kirchgemeinde Hausen  
Die Rechnungsprüfungskommission beantragt der Kirchgemeindeversammlung, den Voranschlag 
2017 der reformierten Kirchgemeinde Hausen a.A. entsprechend dem Antrag der Kirchenpflege 
festzulegen und den Steuerfuss der Kirchgemeinde Hausen am Albis auf 14% des einfachen Ge-
meindesteuerertrages festzusetzen. 
 
Kommentar der RPK 
Die RPK hat den Voranschlag 2017 der reformierten Kirchgemeinde Hausen am Albis geprüft und 
dabei festgestellt, dass Aufbau und Darstellung den gesetzlichen Vorschriften entsprechen. 
 
Hausen am Albis, 5. Oktober 2016 
Rechnungsprüfungskommission  
 
Franz Schüle      Andrea Oberhänsli 
Präsident      Aktuarin 
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Reformierte Kirchgemeinde Hausen a.A. 
 
 
2. Projekt- und Kreditantrag: Revision und Instandstellung Kirchenorgel 
 
 
Antrag der Rechnungsprüfungskommission der ref. Kirchgemeinde Hausen  
 
Die Rechnungsprüfungskommission hat an ihrer Sitzung vom 5. Oktober 2016 den Antrag der Kir-
chenpflege geprüft und beantragt der Kirchgemeindeversammlung, das Projekt und den dafür er-
forderlichen Bruttokredit von Fr. 72'000 zu genehmigen.  
 
Hausen am Albis, 5. Oktober 2016 
Rechnungsprüfungskommission  
 
Franz Schüle      Andrea Oberhänsli 
Präsident      Aktuarin 
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Gemeinde Hausen am Albis 
Rechnungsprüfungskommission 
 
 
1. Genehmigung des Voranschlages 2017 und Festsetzung des Steuerfusses auf 90% 
 
Erklärung und Antrag der Rechnungsprüfungskommission der Politischen  
Gemeinde Hausen am Albis zum Budget 2017 

1. Antrag 

Die Rechnungsprüfungskommission empfiehlt der Gemeindeversammlung,  

• Den Voranschlag 2017 der Gemeinde entsprechend dem Antrag des Gemeinderates festzu-
legen, 

• Den Steuerfuss der Gemeinde auf 90% des einfachen Gemeindesteuerertrages festzuset-
zen. 

2. Budget 

Die Rechnungsprüfungskommission hat das Budget der Politischen Gemeinde Hausen a. A. in der 
vom Gemeinderat beschlossenen Fassung vom 15. September 2016 geprüft.  

Das Budget weist folgende Grunddaten aus: 

• Laufende Rechnung:  Aufwand Fr.  20‘250‘000 
 Ertrag Fr. 20‘087‘000 
 Aufwandüberschuss Fr. 163‘200 

• Investitionsrechnung:  Ausgaben Fr.  4‘644‘000 
 Einnahmen Fr. 1‘167‘000 
Nettoinvestition im Verwaltungsvermögen Fr. 3‘477‘000                        

• Nettoinvestition im Finanzvermögen  Fr.. 50‘000 

• Gemeindesteuerertrag  Fr.  9‘852‘800 

• davon Grundsteuereingang  Fr. 1‘600'000 

• Eigenkapitalentnahme  Fr.  163‘200 

3. Ergebnis der Prüfung 

Die Rechnungsprüfungskommission stellt fest: 
Das Budget 2017 der Politischen Gemeinde Hausen am Albis ist finanzrechtlich zulässig, sowie 
rechnerisch richtig. 
Der Aufwand wird mit einem Steuerfuss von 90 % des einfachen Gemeindesteuerertrages ge-
deckt, der Aufwandüberschuss wird durch Eigenkapitalentnahme von Fr. 163‘200 gedeckt. 
 
 
Hausen, 26. Oktober 2016 
 
 
Bruno Weber    Franz Schüle 
Präsident     Aktuar 
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Gemeinde Hausen am Albis 
Rechnungsprüfungskommission 
 
 
2. Verzicht auf eine Neubewertung des Verwaltungsvermögens im Übergang zum Har-

monisierten Rechnungslegungsmodell HRM2 (Eröffnungsbilanz vom 1. Januar 2019) 
 
 

Die Rechnungsprüfungskommission hat den Antrag des Gemeinderates, auf eine Neubewertung 
des Verwaltungsvermögens (Restatement) bei der Einführung von HRM2 zu verzichten, geprüft. Sie 
empfiehlt der Gemeindeversammlung Zustimmung. 
 

Für die Rechnungsprüfungskommission 
Hausen, 26. Oktober 2016 
 
 
 
Bruno Weber  Franz Schüle 
Präsident  Aktuar 
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Gemeinde Hausen am Albis 
Rechnungsprüfungskommission 
 
3.  Bewilligung eines Kredites von Fr. 1‘485'000 für die Umstellung des Postplatzes 
 
 
Projekt Postplatz Hausen (Projekt Nr. 2013.006) Projekt- und Kreditbewilligung 
 
 
 
Die Rechnungsprüfungskommission hat an ihrer Sitzung vom  
24. Oktober 2016 den Antrag des Gemeinderates geprüft und beantragt der Gemeindeversamm-
lung, das Projekt und den dafür erforderlichen Bruttokredit von Fr. 1‘485‘000.-- zu genehmigen. 
 
 
 
Hausen, 24. Oktober 2016 
 

Für die Rechnungsprüfungskommission 
   
 
 
 
Bruno Weber  Franz Schüle 
Präsident  Aktuar 
 
 
Bemerkung: Das Projekt ist der Gemeinde an einer ao. Gemeindeversammlung am 29. März 
2016 vorgestellt worden. Die RPK ist bei der Prüfung des Projektes auch der Frage nachgegan-
gen, ob die im heutigen Projektantrag gegenüber den Schätzungen vom März 2016 um über 
300‘000 Franken tiefer liegenden Kosten realistisch sind.  
Die RPK stellt fest: Das Bauprojekt ist gegenüber jenem vom März unverändert. Die Kostenre-
duktionen sind nachvollziehbar. Für die wichtigsten Positionen liegen bereits Offerten vor, die das 
belegen.  
 
 
Gemeinde Hausen am Albis 
Rechnungsprüfungskommission 
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Gemeinde Hausen am Albis 
Rechnungsprüfungskommission 
 
4. Genehmigung der Bauabrechnung für das Projekt „Vollenweid, Wasserleitung- und 

Strassensanierung“, mit Gesamtkosten von Fr. 586‘763.05 
 
 
 
Abrechnung des Projektes „Vollenweid / WL- und Strassensanierung“ (2011.002) 
 
 
An der Sitzung vom 26. Oktober 2016 hat die Rechnungsprüfungskommission die Bauabrechnung 
geprüft und beantragt der Gemeindeversammlung, dieser zuzustimmen. Mit Ausgaben von  
Fr. 586‘763.05 liegen die Kosten um Fr. 113‘236.95 unter dem für das Projekt bewilligten Kredit von 
Fr. 700‘000.00. 
 
 

Für die Rechnungsprüfungskommission 
Hausen, 26. Oktober 2016 
 
   
 
Bruno Weber  Franz Schüle 
Präsident  Aktuar 
 
 
 
 
 
 



25 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Auszüge aus den  
Voranschlägen 2017 
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Ref. Kirchgemeinde Hausen a.A.  1. Übersicht     
Voranschlag 
 

Voranschlag  2017 

Soll Haben 

Voranschlag 2016 

Soll  Haben 

Rechnung 2015 

Soll  Haben 

 
1 Steuerfuss 2017 
a) Zu deckender Aufwandüberschuss 

Aufwand der Laufenden Rechnung 489'300 
Ertrag der Laufenden Rechnung  92'600 
(ohne ordentliche Steuern Voranschlagsjahr) 

 
Zu deckender Aufwandüberschuss 396'700 

 
 
 
 

460'700 
96'700 

 
 

364'000 

 
 
 
 

545'432 
265'190 

 
 

280'242 
Total  489'300 489'300 460'700  460'700 545'432  545'432 

 
 
b) Steuerfuss / Steuerertrag 

Zu deckender Aufwandüberschuss (wie oben)  396'700 
 
 

Einfacher Gemeindesteuerertrag netto, 100% 
Fr. 2'900'000 (Vorjahr 2016 Fr. 2'600'000) 

 
Steuerertrag 2017 bei 14 % Steuern  (Vorjahr 2015 14 %) 406'000 
Ertragsüberschuss  der Laufenden Rechnung  9'300 
(Zunahme Eigenkapital) 

 
Aufwandüberschuss der Laufenden Rechnung 
(Entnahme aus dem Eigenkapital) 

 
 
 

364'000 
 
 
 
 
 
 

364'000 
- 

 
 

- 

 
 
 

280'242 
 
 
 
 
 
 

365'629 
85'387 

Total  406'000  406'000 364'000  364'000 365'629  365'629 
 
 
c) Abschreibungen  im Aufwand der Laufenden Rechnung  59'200 

(nur Verwaltungsvermögen) 

 
 

54'000 

 
 

150'758 

 
2. Laufende Rechnung 

Total Aufwand 489'300 
Total Ertrag  498'600 
Aufwandüberschuss - 
Ertragsüberschuss 9'300 

 
 
 

460'700 
460'700 

0 
0 

 
 
 

545'432 
630'819 

85'387 

Total 498'600  498'600 460'700 460'700 630'819 630'819 

 
3. Investitionen im Verwaltungsvermögen 
a) Nettoinvestitionen 

Total Ausgaben 85'000 
Total Einnahmen 
Nettoinvestitionen 85'000 
Einnahmenüberschuss 

 
 
 
 

740'000 
300'000 
440'000 

 
 
 
 

39'471 
 
 

39'471 

Total 85'000 85'000 740'000 740'000 39'471 39'471 

b) Finanzierung I 
Nettoinvestionen 85'000 
Einnahmenüberschuss 
Abschreibungen Verwaltungsvermögen 59'200 
Aufwandüberschuss der Laufenden Rechnung 
Ertragsüberschuss  der laufenden Rechnung  9'300 
Finanzierungsfehlbetrag I 16'500 
Finanzierungsüberschuss I 

 
 

440'000 
 
 

54'000 
0 

0 
386'000 

 
 

39'471 
 
 

150'758 
 
 

85'387 
 
 

196'674 
Total 85'000  85'000 440'000 440'000 236'145 236'145 
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Ref. Kirchgemeinde Hausen a.A.  1. Übersicht     
Voranschlag 

Voranschlag 2017 
Soll Haben 

Voranschlag 2016 
Soll  Haben 

Rechnung 2015 
Soll  Haben 

 
4. Investitionen im Finanzvermögen 
a) Nettoveränderung 

Total Ausgaben To-
tal Einnahmen 
Nettoveränderung 

  

Total 0  0 0 0 0 0 
 

 
b) Finanzierung II 

Nettoveränderung 

Finanzierungsfehlbetrag I 16'500 

Finanzierungsüberschuss I 

Finanzierungsfehlbetrag II  16'500 

Finanzierungsüberschuss II 

 
 
 
 

386'000 
 
 

386'000 

 
 
 
 
 
 

196'674 
 
 

196'674 

Total  16'500 16'500 386'000  386'000 196'674  196'674 

 
5. Veränderung Kapitalkonto 

Eigenkapital Beginn Rechnungsjahr 310'366 
Aufwandüberschuss der Laufenden Rechnung - 
Ertragsüberschuss  der Laufenden Rechnung  -  9'300 

Eigenkapital Ende Rechnungsjahr  319'666 

Voraussichtliches 
Ergebnis 2016 
 

310'366 
0 

0 

310'366 

 
 
 

224'979 
 
 

85'387 

310'366 

Total 319'666 319'666 310'366 310'366 310'366 310'366 

 
2. Laufende Rechnung  (nach Funktionsbereich) 

Voranschlag 2017 

Aufwand Ertrag 
Voranschlag 2016 

Aufwand Ertrag 
Rechnung 2015 

Aufwand Ertrag 

 
3  KULTUR UND FREIZEIT  279'600  40'700 

390 Gemeindeaufbau und Leitung 100'200 4'500 
391 Gottesdienst 53'700 0 
392 Diakonie und Seelsorge  10'500  200 

393 Bildung  31'500  12'500 
394 Kultur  2'000  -500 
396 Liegenschaften im VV 81'700 24'000 

 
 
 
9  FINANZEN UND STEUERN  209'700  457'900 

900 Gemeindesteuern 20'000 442'900 
920 Finanzausgleich  111'000  0 
940 Kapitaldienst 4'500 0 
990 Abschreibungen  59'200  0 

995 Neutrale Aufwendungen  und Erträge  15'000  15'000 
 
 

Total Aufwand 489'300 
Total Ertrag 498'600 

Aufwandüberschuss 
Ertragsüberschuss  9'300 

 
274'600  45'700 

96'000 5'000 
53'700 0 
10'400  500 

41'400  15'200 

2'500  0 
70'600 25'000 

 
 
 

186'100 415'000 
18'600 400'000 
93'000  0 

5'500 0 
54'000  0 

15'000  15'000 
 
 

460'700 
460'700 

0 
0 

 
264'522  40'622 

90'714 4'894 
53'126 155 
13'784  124 

34'310  12'167 

1'400  0 
71'188 23'282 

 
 
 

280'909  590'197 
20'912 471'898 
91'466  0 

1'275 40 
150'758  0 

16'498  118'259 
 
 

545'431 
630'819 

 
 

85'388 
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Ref. Kirchengemeinde Hausen a.A. 
Voranschlag 
    

 
3. Investitionsrechnung  (nach Funktionsbereich) 

 
 
 
 
 

Voranschlag  2017  Voranschlag 2016  Rechnung 2015 

Soll Haben  Soll Haben Soll  Haben 
 
3  KULTUR UND FREIZEIT  85'000  0  740'000  300'000  39'471  0 

396 Liegenschaften im VV 85'000 0 740'000 300'000 39'471 0 
 
 

5030 Pfarrhaus  0  0  0 
5032 Kirche  72'000  740'000  39'471 
5033 Heizung  13'000  0  0 
5060 Mobilien 0 0 0  

 
9  FINANZEN UND STEUERN  39'471 

999 Abschluss der laufenden Rechnung  39'471 
6900 Aktivierte Ausgaben 
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